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§ 20 

Ausnahmebewilligungen 

(1) Das Sammeln in größeren Mengen als in § 17 Abs. 2 festgelegt und das erwerbsmäßige Sammeln 
von wildwachsenden Pflanzen (Pflanzenteilen) sowie das Sammeln freilebender Tiere 
(Entwicklungsformen oder Teilen) ist vier Wochen vor Aufnahme der Tätigkeit der Behörde anzuzeigen. 

(2) In der Anzeige sind die sammelnden Personen, Umfang, Zeit (höchstens ein Kalenderjahr), Ort, 
Zweck und Art des Sammelns anzugeben. 

(3) Die Behörde hat das Sammeln zu untersagen, wenn im Sammelgebiet ein bedrohlicher Rückgang 
der zu sammelnden Art zu befürchten ist oder die anzuwendende Fangart mit einer unnötigen Tierquälerei 
verbunden ist. 

(4) Durch Bescheid kann die Landesregierung Ausnahmen von den Vorschriften nach § 18 gestatten, 
sofern es keine anderweitige zufrieden stellende Lösung gibt und unter der Bedingung, dass die 
Populationen der betroffenen Art in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet trotz der 
Ausnahmegenehmigung ohne Beeinträchtigung in einem günstigen Erhaltungszustand verweilen. In der 
Bewilligung ist zumindest festzulegen, 

 1. für welche Arten die Ausnahme gilt, 

 2. die zugelassenen Fang- oder Tötungsmittel, -einrichtungen und –methoden und 

 3. welche Kontrollen vorzunehmen sind. 
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(5) Eine Bewilligung gemäß Abs. 4 darf nur erteilt werden 

 1. zum Schutz der wildlebenden Tiere und Pflanzen und zur Erhaltung der natürlichen 
Lebensräume; 

 2. zur Verhütung ernster Schäden insbesondere an Kulturen und in der Tierhaltung sowie an 
Wäldern, Fischgründen und Gewässern sowie an sonstigen Formen von Eigentum; 

 3. im Interesse der Volksgesundheit und der öffentlichen Sicherheit oder aus anderen zwingenden 
Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich solcher sozialer oder 
wirtschaftlicher Art oder positiver Folgen für die Umwelt; 

 4. zu Zwecken der Forschung und des Unterrichts, der Bestandsauffüllung und Wiederansiedlung 
und der für diese Zwecke erforderlichen Aufzucht einschließlich der künstlichen Vermehrung 
von Pflanzen; 

 5. um unter strenger Kontrolle, selektiv und in beschränktem Ausmaß die Entnahme oder Haltung 
einer begrenzten Anzahl von Exemplaren bestimmter Tier- und Pflanzenarten zu erlauben. 

(6) Die Landesregierung kann mit Verordnung Ausnahmen von den Verboten nach § 18 Abs. 4 für 
einzelne Tier- und Pflanzenarten zulassen, sofern es keine andere zufriedenstellende Lösung gibt und 
unter der Bedingung, dass die Populationen der betroffenen Art in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet 
trotz der Ausnahmeregelung ohne Beeinträchtigung in einem günstigen Erhaltungszustand verweilen, 
wenn einer der folgenden Gründe vorliegt: 

 1. im Interesse der Volksgesundheit und der öffentlichen Sicherheit, insbesondere bei Gefahr für 
Leib und Leben, oder aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen 
Interesses, einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art oder positiver Folgen für die 
Umwelt; 

 2. zum Schutz der wildlebenden Tiere und Pflanzen und zur Erhaltung der natürlichen 
Lebensräume; 

 3. zur Verhütung ernster Schäden insbesondere an Kulturen und in der Tierhaltung sowie an 
Wäldern, Fischgründen und Gewässern sowie an sonstigen Formen von Eigentum; 

 4. zu Zwecken der Forschung und des Unterrichts, der Bestandsauffüllung und Wiederansiedlung 
und der für diese Zwecke erforderlichen Aufzucht einschließlich der künstlichen Vermehrung 
von Pflanzen; 

 5. um unter strenger Kontrolle, selektiv und in beschränktem Ausmaß die Entnahme oder 
Haltung einer begrenzten, spezifizierten Anzahl von Exemplaren bestimmter Tier- und 
Pflanzenarten zu erlauben. 

(7) In der Verordnung nach Abs. 6 sind anzugeben: 

 1. für welche Art die Ausnahme gilt, 

 2. zugelassene Fang- oder Tötungsmittel, -einrichtungen und -methoden, 

 3. Art der Risiken und zeitliche und örtliche Umstände für die Ausnahme, 

 4. Maßnahmen zur strengen Überwachung, 

 5. Art der Kontrollen und 

 6. Beweissicherungsmaßnahmen. 
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